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1. Warum war dieser „Pakt für Deutschland“
notwendig?

Deutschland steckt in einer besonderen Krise. Die Kri -
se der internationalen Finanzmärkte und der Welt wirt -
schaft hat ein Ausmaß und eine Tiefe erreicht, wie wir
sie in der Geschichte der Bun des re pu blik Deutsch   land
bisher nicht erlebt haben. Das Brut to in lands produkt
ist im vierten Quartal 2008 be reits um 2,1 Pro zent ge -
gen  über dem dritten Quar tal zurückgegangen. Im ge-
samten Jahr 2009 wird es nach Be rech nun gen der
Bun  des re gierung um 2,25 Prozent zurückgehen. Zum
Ver gleich: Seit 1949 ist das Brut to in lands produkt noch
nie um mehr als 1 Prozent gesunken. 

Die Folgen der Krise sind bereits deutlich spürbar:
Die Kre ditvergabe der Banken ist ins Stocken gera-
ten. Da run ter leiden viele Unternehmen und Mit tel -
ständ ler, die Schwierigkeiten haben, Kredite zu be -
kom  men. Dazu ha ben Grundpfeiler unserer Wirt -
schaft wie die Auto in dus trie oder der Maschinenbau
mit massiven Einbußen beim Auftragseingang bezie-
hungsweise beim Absatz zu kämp fen. 

All diese Entwicklungen haben ein Maßnahmenpaket
not  wendig gemacht, den „Pakt für Deutschland“. Das
Ziel der CDU ist: Wir wollen Deutschland nicht nur
gut durch diese Krise führen, son  dern unser Land soll
nachher besser dastehen als vor her.

Gleichzeitig sind wir sicher: Dies ist keine Krise der öko   -
nomischen, sozialen und finanziellen Grund struk tu ren
Deutschlands. Unsere Wirtschaft ist stark, ihre Pro   duk -
te sind weltweit wettbewerbsfähig. In den letz ten drei
Jah  ren sind über 1,5 Millionen zusätzliche so zial ver si -
che rungspflichtige Arbeitsplätze entstanden. Deutsch -
 land ist High-Tech-Land mit hervorragend ausgebilde-
ten Fach kräften. Die sozialen Si che rungs sys te me sind
durch die Strukturreformen der unionsge führ ten Bun -
des regierung krisenfes ter gemacht worden. Die öf fent -
li chen Ge samt haus hal  te sind ins Lot gebracht worden.

2. Was wurde genau beschlossen?

Das Maßnahmenpaket lässt sich in drei große Be rei -
che unterteilen: Sicherung von Arbeitsplätzen, Ent -
las tung von Bürgern und Investitionen in Bildung
und In fra  struk tur

Sicherung von Arbeitsplätzen
Die Bundesregierung hat einen Rettungsschirm für
Un  ter nehmen gespannt: Gesunde Unternehmen, die
we gen der Zurückhaltung der Banken bei der Kre dit -
ver ga be zurzeit keine Kredite oder nur zu schlechten
Kon  di tio nen bekommen, erhalten Bürgschaften vom
Bund und Kredite von der Kreditanstalt für Wie der -
auf bau (KfW). Dafür steht ein Bürgschaftsvolumen
in Höhe von 100 Mil liar den Euro zur Verfügung, das
über das bei der KfW bereits laufende Son der pro -
gramm für den Mit tel stand in Hö he von 15 Mil liar -
den Euro hinausgeht. 

Gleichzeitig hilft die Bundesregierung Betrieben, in
die  ser konjunkturell schwierigen Phase Beschäftigte
zu hal ten und nicht zu entlassen. Sie hat dazu zum 
1. Ja  nu ar 2009 die Bezugsdauer für Kurzarbeitergeld
von 12 auf 18 Monate verlängert.

Gleichzeitig übernimmt der Bund mindestens die
Hälf te der von den Un  ter neh men für die Kurz ar bei -
ter allein zu entrichtenden So zial ver si che rungs bei -
trä ge. Und er übernimmt sie ganz, wenn die Zeit der
Kurzarbeit für Fort bil dung genutzt wird.

Schließlich stehen für die Jahre 2009 und 2010
 zusätzlich über zwei Milliarden Euro für Fortbil-
dung und Qua li fizierung bereit: für Beschäftigte 
in Kurz ar beit, aber auch für junge Arbeitnehmer 
ohne Be rufs ab schluss sowie für junge Menschen, 
die schon sehr lan ge einen Aus bildungsplatz su-
chen. Dafür sowie für zusätzliche Ver mittlung und
Betreu ung erhalten die Arbeitsagen tu ren 5 000 
neue Stellen.
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Entlastung der Bürger
Die Bürger werden 2009 und 2010 um insgesamt 
18 Mil  liarden Euro durch die Senkung von Sozialbei -
trä gen und Steuern entlastet.

� Bei der Einkommensteuer wird der Ein  gangs steu er -
satz von 15 Prozent auf 14 Pro zent gesenkt.

� Der Grund frei betrag wird ebenfalls rückwirkend
zum 1. Januar 2009 von 7.664 Euro auf 7.834 Eu ro
und ab dem 1. Januar 2010 auf 8.004 Euro erhöht.

� Zu dem wird die Tarifkurve in zwei Stufen um ins -
gesamt 730 Eu ro verschoben. Damit wird der so
 genannten „kal ten“ Steu er pro gression begegnet,
die ei nen gro ßen Teil von Lohn steigerungen mini-
miert. Im Zu ge dessen gilt der Spit zensteuersatz
von 42 Pro zent rück wirkend ab dem 1. Ja  nuar 2009
erst ab einem zu ver steuernden Einkom men von
52.552 Eu ro, ab dem 1. Ja nuar 2010 ab 52.882 Euro.

� Darüber hinaus sinken die Beiträge zur gesetzli-
chen Kran  kenversicherung zum 1. Juli 2009 um 
0,6 Pro  zent  punk te. Dies entlastet Arbeitgeber,
 Arbeit neh mer und Rent ner gleichermaßen. 

� Schließlich werden Familien durch einen einmali-
gen Kin  derbonus von 100 Euro pro Kind weiter ge-
stärkt. In Fa milien, die auf das Arbeitslosengeld II
an gewiesen sind, wird der Regelsatz für die 6- bis
13-jährigen Kin  der erhöht.

Investitionen in Bildung und Infrastruktur
Für bessere Kitas und Schulen, neue Straßen und
Kran  ken häuser stellt der Bund rund 14 Milliarden
Eu ro bereit. Davon fließen vier Milliarden in Bun des -
in  ves ti tio nen wie Autobahnen und 10 Milliarden in
ein kommunales Investitionsprogramm. Die Länder
ge ben weitere 3,3 Milliarden dazu. Mindestens die
Hälf te der insgesamt über 17 Milliarden soll noch in
die sem Jahr ausgegeben werden. Dafür wird das öf-
fentliche Auftrags we sen vereinfacht. 

Der Schwerpunkt des kommunalen In vestitions pro -
gramms liegt klar im Bildungsbereich. Denn viele
Kin der gärten, Schulen und Hochschulen sind sanie-
rungsbedürftig. Die Ausstattung der Labore für den

na turwissenschaftlichen Unterricht entspricht oft-
mals nicht dem Stand der Technik. Hier setzt das In -
ves titions pro gramm an.

Darüber hinaus fehlt es derzeit vielen Unternehmen
an Mit teln für Forschung und Entwicklung. Um diese
Lücke zu schlie  ßen, stellt der Bund den mittelständi-
schen Un ter neh men in diesem und im kommenden
Jahr jeweils 450 Mil lio nen Euro für Forschungs vor ha -
ben zur Ver fü gung.

Die deutsche Autoindustrie ist ein Eckpfeiler der
deut schen Wirtschaft. Um der Branche wieder auf
die Beine zu helfen, soll die zuletzt massiv zurückge-
gangene Pkw-Nach fra ge gestärkt werden: Wer sein
mindestens neun Jahre al tes Auto verschrottet, er-
hält beim Kauf eines umweltfreundlichen Neu wa gens
eine Umwelt prä mie von 2.500 Eu ro. Die Re ge lung
gilt bis Ende 2009. Pro fitieren können von ihr al le
Alt wagenbesitzer, die ihr Auto seit über ei nem Jahr
haben. Gleichzeitig sind für zukunftsträchtige Fahr -
 zeugantriebe mit Brenn stoff zel len- und Was ser stoff -
technologie in den nächsten zwei Jahren 500 Mil  lio -
nen Euro an Förderungen und Kre diten vorgesehen.

Schließlich investiert die unionsgeführte Bun des re -
gie rung in schnelle Internetanbindungen für alle.
Denn Breit    bandverbindungen fürs Internet sind für
das Wachs      tum heute mindestens genauso wichtig
wie gute Stra   ßen ver  bindungen. Das Maß nah men pa -
ket sieht deshalb vor, noch vorhandene Ver sor -
gungs lücken bis Ende 2010 zu schlie ßen. Das Ziel:
Ob leitungsgebunden oder funk  ge stützt, bis spätes -
tens 2014 sollen drei Viertel aller Haus halte, bis
2018 alle Haushalte über Internet an bin dungen ver -
fügen können.

3. Wie wird Deutschland von den Maßnahmen
profitieren?

Mit dem Rettungsschirm für Unternehmen bekom-
men Firmen wieder die Chance, Kredite aufzuneh-
men. Da mit haben sie Planungssicherheit. Das be -
deu tet, sie kön  nen produzieren, investieren und For -
schung und Ent wick lung vorantreiben und damit
auch Ar beits plät ze sichern.
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Die weiteren Maßnahmen zur Sicherung von Ar -
beits  plät zen, wie etwa die Verlängerung des Kurz ar -
bei ter gel des, haben gleich mehrere Effekte. Es wer-
den nicht nur Arbeitsplätze erhalten, sondern damit
auch das Wis sen und die Fähigkeiten der Arbeitneh -
mer. Die ver schie denen Investitionen sichern eben-
falls Ar beits plät ze und schaffen neue, gerade im
Mit telstand und Hand werk. Gleichzeitig werden da-
mit auch Forschung und Ent wicklung gefördert.

Die Entlastungen für die Bürger sollen dazu helfen,
den Kon sum zu stützen. Darüber hinaus werden mit
der Sen kung des Krankenkassenbeitrages auch die
Ar beits kos ten gesenkt und damit wiederum Be -
schäf ti gungs chan cen verbessert.

4. Was ändert sich für die Bürger?

Die größte Änderung: Die Bürger haben durch die
Sen kung der Steuern und Beiträge mehr Geld in der
Ta sche. Und das betrifft nicht nur die Arbeit neh mer,
son dern auch die Rentner.

Mit der Umweltprämie für neue PKW haben Besitzer
von alten Autos zudem die Möglichkeit, beim Kauf
ei nes umweltfreundlichen Neuwagens 2.500 Euro
Zu  schuss zu bekommen.

Gleichzeitig profitieren alle von den Maßnahmen
zur Si cherung der Arbeitsplätze ebenso wie von den
In  ves ti tionen in Bildung und Infrastruktur. Denn das
be deutet bessere Kindergärten und Schulen für un -
se re Kin der, bessere Straßen und schnelle Internet -
ver bin dun gen für alle.

5. Wie soll das Maßnahmenpaket bezahlt
werden?

Das Maßnahmenpaket kostet insgesamt etwa 50
Mil liar  den Euro in diesem und im kommenden Jahr.
Mit den bereits vorher beschlossenen Maßnahmen
wer den ins gesamt 80 Milliarden Euro zur Überwin-
dung der Kri se und Modernisierung unseres Landes
in  ves tiert. Die se Ausgaben müssen über neue
Staats  schulden finanziert werden.

Dennoch hält die unionsgeführte Bundesregierung
an ihrem Ziel einer langfristig soliden Finanzpolitik
fest. Zu sammen mit den Ländern soll deshalb noch in
dieser Le gislaturperiode eine Schuldenbremse im
Grund  ge setz verankert werden. Ab 2016 muss der
Bund seine Neu verschuldung auf höchstens 0,35 Pro -
zent des Brut toinlandprodukts  beschränken. Die
Län der dürfen von 2020 an in wirtschaftlich norma-
len Zeiten keine neu en Schulden mehr aufnehmen.
Aus nahmen sind nur etwa bei Wirtschaftskrisen oder
Naturkatastrophen zu läs sig. Die Schulden müssen in
Auf schwung phasen zurückgeführt werden.

Zu dem gibt es einen Tilgungsfonds für die In ves ti -
tions  aus gaben, die mit dem Maßnahmenpaket ver-
bunden sind. Dieser Fonds wird bereits ab dem Jahre
2010 durch Teile der Bundesbankgewinne zurückge-
zahlt. Da mit wird die Politik ihrer Verantwortung ge-
genüber künf tigen Generationen gerecht.

6. Wo haben sich CDU und CSU bei diesem
Maßnahmenpaket durchgesetzt?

Die Union hat klar gemacht: Auch in einer Zeit, in der
der Staat stärker Verantwortung übernehmen muss,
müssen die Kräfte des Marktes erhalten und wo immer
möglich gefördert werden. Für die CDU wa ren in den
Verhandlungen für das Maß nah men pa ket die Prinzi -
pien der Sozialen Marktwirtschaft Richt schnur, um die
Po  tenziale für Wachstum, Wohl stand und Be schäf ti -
gung auszubauen. Die wichtigsten, in der Erfurter Er -
klä rung des CDU-Bundes vor stan des vom Januar 2009
fest gelegten Forderungen konn ten umgesetzt werden:

� Der Schwerpunkt aller Maßnahmen liegt klar im
Be  reich Bildung. Zwei Drittel der Investitionen
flie ßen in die Modernisierung von Kindergärten,
Schu len und Hoch schulen.

� Die CDU hat sich erfolgreich dafür eingesetzt,
dass Arbeitnehmer, Rentner und Arbeitgeber von
Ab ga ben senkungen gleichermaßen profitieren.
Ins gesamt ha ben die Arbeitnehmer mehr netto
und gleichzeitig werden in den Unternehmen
neue Anreize für die Schaffung und Sicherung von
Ar beitsplätzen gesetzt.
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� Die Union hat Steuererhöhungen erfolgreich ver-
hindert. Das wäre in der aktuellen Lage genau das
fal sche Signal gewesen. Die SPD wollte die Steu -
ern für Leis tungsträger erhöhen.

� Gleichzeitig hat die Union erreicht, dass durch die
An hebung des Grundfreibetrages und den Einstieg
in den Abbau der „Kalten Progression“ die Steu er -
last für die Bürgerinnen und Bürger gesenkt wird.

Für die CDU war insgesamt wichtig: Die aktuelle Kri -
se ist eine besondere Krise. Hier helfen die Selbst rei -
ni  gungs kräfte des Marktes nicht mehr alleine, son-
dern hier muss der Staat eingreifen, um Märkte
über  haupt funk tionsfähig zu halten. Das ist Ord -
nungs  po litik im Sinne der Sozialen Marktwirtschaft.
Im Mo ment würden Märkte in kürzester Zeit zusam-
menbrechen, wenn der Staat nicht helfen würde. 

7. Was hat die unionsgeführte Bundes re gie -
rung bereits vor dem „Pakt für Deutsch -
land“  gegen die Finanz- und Wirt schafts -
krise getan? 

Bereits vor Beginn der internationalen Finanzmarkt -
kri  se hat die von CDU und CSU geführte Bun des re -
gie rung Deutsch land fit für die Zukunft gemacht.
Da zu zählt eine solide Finanzpolitik, die überhaupt
erst die Spiel räu me für die Maßnahmenpakete ge-
gen die Krise geschaffen hat. Dazu zählen Mil liar -
den-Investitionen in Bil dung und Forschung. Dazu
zäh len Maßnahmen zur Si che rung von Ar beits plät -
zen wie etwa die Senkung des Bei trages zur Ar beits -
lo senversicherung, die Reform der Un ter neh mens -
steu er oder der Bürokratieabbau. Dazu zählt aber
auch eine umfangreiches Politik für die Fa mi lien: Die
unions geführte Bundesregierung hat das El tern geld
ein geführt, das Kindergeld erhöht, den Kin der frei be -
trag angehoben sowie den Ausbau der Kin der be treu -
ung und das Betreuungsgeld ab 2013 beschlossen.
All diese Maßnahmen haben Deutschland gestärkt. 

Die Finanzmarktkrise begann Ende 2006 mit dem
Zu  sam menbruch des Immobilienmarktes in den
USA. Vie le Menschen, die sich mit günstigen Kre di -
ten ein Haus ge kauft hatten, konnten ihre Kredite

nicht mehr zu rück zahlen. Amerikanische Banken
ver meldeten Zah lungs ausfälle in Rekordhöhe. Da -
mals schien das Pro blem noch lösbar.

Zwei Jahre später, im Herbst 2008, erreichte die Fi -
nanz markt krise dann mit der Pleite der amerikani-
sche In vest mentbank Lehman Brothers ihren ersten
Hö  he punkt.  Mit der Insolvenz brach eine Panikwelle
auf den in ternationalen Finanzmärkten aus, der
Geld fluss kam na hezu zum Erliegen, die Kre dit in sti -
tu te liehen sich kaum noch Geld. In der Folge bra-
chen weitere Banken zu sammen, Staaten sprangen
mit Milliardenpaketen zur Rettung ein.

Als ersten Schritt garantierte die Bundesregierung da -
raufhin zunächst allen Bürgern, dass ihre Spareinl agen
bei Ban ken im Einlagensicherungsfonds sicher sind.

Als zwei  ten Schritt brachte sie ein Finanzmarkt sta bi li -
sie  rungs   gesetz auf den Weg, um das Vertrauen in das
Fi  nanz  system wiederherzustellen und den Ge schäfts -
ver  kehr zwischen den Finanzinstitutionen wieder in
ge ordnete Bahnen zu lenken.

Als dritten Schritt beschloss die von der Union ge führ te
Bun desregierung dann im Dezember ein ers tes Maß     -
nah menpaket zur Konjunkturstabilisierung, zur Wachs -
tumsstärkung und zur Be schäftigungs si che rung. Bund
und Länder investieren damit 32 Mil liar den Euro. Die
Bun desregierung geht davon aus, dass mit diesem Geld
ins gesamt 50 Milliarden Euro an Investitionen ausge -
löst werden. Die wichtigsten Eck punkte des Pa kets:

� Die staatliche KfW Bankengruppe soll die Kre dit -
ver sor gung der Wirtschaft sichern. Bis Ende 2009
wird ein zusätzliches Finanzierungsinstrument von
bis zu 15 Milliarden Euro geschaffen.

� Privathaushalte sollen doppelt so hohe Handwer -
ker-Rech nungen von der Steuer absetzen können
wie bisher – 1200 statt 600 Euro pro Jahr.

� Käufer eines neuen Autos werden von der Kfz-
Steu er be freit, wenn ihr Fahrzeug zwischen dem 
5. No  vem ber 2008 und Ende Juni 2009 erstmals
zugelassen wird. Die Kfz-Steuer entfällt ein Jahr
lang für alle Neu wagen.
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� Die Infrastrukturprogramme der KfW für struktur-
schwache Kommunen werden um 3 Milliarden Eu -
ro aufgestockt.

8.  Warum rettet der Bund die Finanz in sti tu -
te in Deutschland und nicht auch alle an-
deren Unternehmen? 

Banken und Sparkassen sind eine Lebensader unse-
rer Volkswirtschaft. Die Finanzinstitute in Deutsch -
land sind dabei eng miteinander verbunden, insbe-
sondere durch gegenseitige Kreditvergabe. So be-
steht die Ge fahr, dass bei Insolvenz eines sogenann-
ten systemrelevanten Instituts der gesamte Fi nanz -
be reich in eine Schief lage geraten könnte. Damit
wä ren die Ersparnisse brei ter Bevölkerungskreise
eben so gefährdet, wie die Ver sorgung der Wirt -
schaft mit Krediten.

Die Insolvenz der amerikanischen Bank Lehman
Brot hers hat einen Eindruck von den Folgen einer
sol chen Bank pleite vermittelt. Danach nahm die in-
ternationale Fi nanz krise eine dramatische Ent wick -
lung. Fast alle Fach leute sind sich inzwischen darü-
ber im Klaren, dass es ein großer Fehler der amerika-
nischen Regierung war, Leh mann Brothers nicht auf-
zufangen. Die Bun des re gie rung sichert also nicht die
Finanzinstitute „aus Liebe“ zu dieser Branche ab,
son dern um die Ersparnisse und Al tersvorsorge der
Be völkerung zu sichern und die weitere Kredit ver ga -
be an die Wirtschaft zu ermöglichen. 

9. Überzogene Bonizahlungen bei den Ban -
ken sollen die Finanzkrise mit beeinflusst
haben. Was wird die von CDU und CSU
geführte Bun des re gie rung tun, um hier
Änderungen zu erreichen?

Bereits im Sommer des vergangenen Jahres hat der
Koa litionsausschuss eine aus zehn Mitgliedern be-
stehende Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich Ende
Ja nuar 2009 auf sechs konkrete Maßnahmen zur Än-
derung des Aktien- bzw. Handelsgesetzbuches geei-
nigt hat. Diese Maßnahmen könnten noch vor den
Par lamentssommerferien verabschiedet werden. Un -

ter anderem ist vorgesehen, dass in Zukunft bei der
Fest legung von Managergehältern langfristige Kom -
po nenten wie die gesamte Lage der Gesellschaft zu
berücksichtigen sind. Aktienoptionen, die zum Teil
ein wesentlicher Bestandteil von Ma na ger ge hältern
sind, sollen nicht wie zurzeit nach zwei Jah ren, son-
dern erst nach vier Jahren eingelöst werden können.
Die Möglichkeiten für den Aufsichtsrat bei schlech-
ter wirtschaftlicher Entwicklung Ma na ger  gehälter zu
kürzen, werden erleichtert und die Trans -
parenzpflichten an Managergehälter verbessert.
Außerdem soll in Zukunft der gesamte Auf sichts rat
über Managergehälter entscheiden und nicht, wie
heute in vielen Aktiengesellschaften üblich, nur ein
kleiner Ausschuss.

10.  Was muss jetzt international getan wer-
den, damit sich eine solche Krise nicht
wiederholt?

Die aktuelle Finanzkrise ist die erste umfassende
Welt wirt schaftskrise in der Zeit der heutigen Glo ba -
li sie rung. Sie geht uns alle an. Deshalb kann diese in-
ternationale Krise auch nur international überwun-
den werden.

Es hat sich in der internationalen Finanzmarktkrise
ge zeigt, dass es der Weltwirtschaft an einem aus -
reichenden Rahmen fehlt. Die CDU ist der Über -
zeugung, dass die grundlegenden Standards der
Sozia len Markt wirt schaft, die uns in Deutschland 
in den ver gangenen Jahr zehn ten Freiheit, Wohl-
stand und Si   cherheit gebracht ha ben, auch das
Fundament für ei nen internationalen Ord nungs -
rahmen bilden müssen. Deshalb tritt die CDU
 innerhalb und außerhalb der EU konsequent für 
die So zia le Marktwirtschaft als Ordnungsrahmen 
für die globalen Märkte ein.  

Die unionsgeführte Bundesregierung hat vor die-
sem Hin  tergrund bereits umfangreiche Initiativen
im Rah  men der EU, der G 7 und in letzter Zeit der 
G 20 Staa  ten ergriffen. Letztlich geht es um mehr
Trans pa renz und mehr Reglementierung im Fi nanz -
be reich, und zwar nur im Finanzbereich und nicht 
im Be  reich der übrigen Wirt schaft. Im Mittelpunkt
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der Über legungen und Ini tia tiven stehen folgende
Maß nah men:

� Bei der Frage der Verbesserung der nationalen
und in ternationalen Finanzaufsichten macht die
Union sich dafür stark, die gesamte Ban ken auf -
sicht bei der Deut schen Bundesbank zu konzen-
trieren und schrittweise eine europäische Aufsicht
bei der Europäischen Zentralbank zu schaffen.

� Hedge-Fonds und Ratingagenturen müssen eben-
so mehr Transparenz und Reglementierung erhal-
ten. Auch sogenannte Steueroasen sollen ein Min -
dest maß an Transparenz und Reglementierung er-
möglichen.

� Alle Risikogeschäfte eines Finanzinstitutes müs-
sen aus der Kernbilanz sichtbar und mit entspre-
chendem Ei genkapital unterlegt werden.

� Bei der Verbriefung von Krediten (Kreditverkäufe),
muss der Verkäufer mit einem bestimmten Anteil
in der Verantwortung bleiben.
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